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Dieses Handbuch erscheint im fünf­
zigsten Jahr der Zweiten Republik, zu 
einem Zeitpunkt, da sich deren politi­
sches System im Umbruch befindet 
und gewisse politische Kräfte deren 
Ende herbeiführen wollen. Zumindest 
in ihren Anfangsjahren verstand sich 
die Zweite Republik in bestimmter 
Hinsicht als Antithese zur Ersten Re­
publik: Die politischen Eliten trachte­
ten die Polarisierung, welche die 
zwanziger und dreißiger Jahre kenn­
zeichnete, zu vermeiden und stellten 
das Gemeinsame über das Trennende. 
Aus der Perspektive des Jubiläums­
und Krisenjahres 1995  erscheint es als 
besonders verdienstvoll, daß der 
MANZ-Verlag den politisch interes­
sierten Lesern ein hochkarätiges Werk 
vorlegt, welches die Auseinanderset­
zung mit den historischen Wurzeln des 
politischen Systems und der politi­
schen Kultur der Zweiten Republik er­
möglicht. 

Im Vorwort definieren die Heraus­
geber das ambitiöse Ziel ihres Vorha­
bens: Es handelt sich um den Versuch, 
ausgehend von sozialwissenschaftli­
ehen Ansätzen ein systematisches Ge­
samtbild des politischen Systems der 
Ersten Republik zu zeichnen. Beab­
sichtigt ist mithin eine Darstellung, 
welche die wesentlichen Entwick­
lungslinien, die wichtigen Institutio­
nen, Strukturen, Akteure und inhaltli­
chen Prägungen eines hochkomplexen 
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politischen Systems beschreibt und 
analysiert. 

In der Einleitung befaßt sich Ernst 
Hanisch mit jenen Faktoren, welche 
die Instabilität des politischen Sy­
stems und seine geringe Lebensdauer 
erklären können: einerseits die lange 
Tradition des Autoritarismus, die 
Schwäche des bürgerlichen Liberalis­
mus und die Lage Österreichs am 
Rand des Pols der kapitalistischen 
Weltwirtschaft; andererseits das 
Überhandnehmen der endogenen Kri­
sen. Das gleichzeitige Auftreten von 
mehreren tiefgreifenden Krisen über­
forderte die Verarbeitungskapazität 
des politischen Systems, die Krisen 
überlagerten sich und verstärkten ein­
ander, bis das System schließlich zer­
fiel: 

Die wirtschaftliche Stagnation als 
Folge des Weltkriegs und des Ausein­
anderbrechens des Wirtschaftsraumes 
der Monarchie bewirkte scharfe Ver­
teilungskämpfe und akzentuierte die 
ideologischen Frontlinien. Nach dem 
Scheitern der großen Koalition kam 
ein Konsens der politischen Eliten in 
wesentlichen Fragen nicht mehr zu­
stande. Die starren Lager und die 
Fragmentierung der politischen Basis 
schwächten die Integrationskraft des 
demokratischen Staates entscheidend. 
Die agrarisch und katholisch gepräg­
ten Bundesländer standen der sozial­
demokratischen Metropole unver­
söhnlich gegenüber. Die Polarisierung 
des Parteiensystems verhinderte eine 
stabile Regierung. Zu diesen polit­
ökonomischen Krisenerscheinungen 
trat als psychologisches Moment die 
Unsicherheit über die Identität: Viele 
Bewohner des Landes fühlten sich 
nicht als "Österreicher" und bezwei­
felten die Überlebensfähigkeit dieses 
Reststaates. 

Der frühzeitige Untergang der Er­
sten Republik war dennoch, wie Ha­
nisch ausdrücklich festhält, nicht un­
umgänglich: "Die Menschen, vor allem 
die politischen Eliten, sind keine Ma­
rionetten, die an den Fäden der Struk-
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turen baumeln. Immer gab es einen be­
stimmten Handlungsspielraum, immer 
existierten auch Alternativen." (S. 7) 
Es waren, hier liegt eine Parallele zur 
Weimarer Republik, die traditionellen 
Eliten, also die Großgrundbesitzer, 
Teile der Unternehmerschaft, die ka­
tholische Amtskirche und das Bil­
dungsbürgertum, welche maßgeblich 
an der Zerstörung der Demokratie be­
teiligt waren. 

Das Handbuch ist in sechs Abschnit­
te, jeder der Abschnitte wiederum in 
mehrere Kapitel gegliedert. Abschnitt 
1 bietet einen gerafften Überblick 
über Wirtschaft und Sozialstruktur. 
Der ausgezeichnete Beitrag Fritz We­
bers über die Wirtschaftsentwicklung, 
der auch einige völlig neue Erkennt­
nisse enthält, verdient hier besondere 
Hervorhebung. Die Schwerpunkte des 
zweiten Abschnitts sind die Verfas­
sung und die weiteren staatlichen In­
stitutionen. 

Den dritten Abschnitt über die Par­
teien und politischen Bewegungen lei­
tet ein Artikel von Herbert Dachs über 
das Parteiensystem insgesamt ein, dem 
zehn Aufsätze über die wichtigsten 
Parteien, die Arbeiter- und Soldaten­
räte, die Heimwehren und andere 
Wehrverbände sowie Frauen- und Ju­
gendbewegungen folgen. 

Dachs befaßt sich in seinem Beitrag 
vor allem mit der Struktur und der 
Entwicklung des Parteiensystems. Die 
Formierungsphase der Ersten Repu­
blik ( 1918-20) war vom Hervortreten 
von drei größeren Parteien (SDAP, 
CSP und die aus mehreren Gruppen 
locker zusammengesetzte Deutschna­
tionale Partei bzw. ab 1920 GDVP) bei 
den Nationalratswahlen im Februar 
1 9 1 9  sowie von Koalitionsregierungen 
(Allparteienregierung, große Koalition 
SDAP/CSP) mit deutlicher parlamen­
tarischer Unterstützung geprägt. Die 
Nationalratswahl im Oktober 1 920 ,  
welche eine relative Mehrheit der CSP 
erbrachte, beendete die kurze Spanne 
der politischen Dominanz der Sozial­
demokraten. 
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Es folgte eine unruhige Übergangs­
phase bis Mai 1 922 mit mehreren nur 
kurze Zeit im Amt befindlichen Regie­
rungen, in denen die SDAP nicht mehr 
vertreten war. Sie leitete über in die 
Phase der "Bürgerblockregierungen" ,  
in der eine Konsolidierung des Partei­
ensystems eintrat. Die Christlichsozia­
len bildeten die stärkste politische 
Kraft, die GDVP war der wichtigste 
Koalitionspartner. Diese Regierungen 
waren von stabilen parlamentarischen 
Mehrheiten getragen. Im deutschna­
tionalen Segment profilierte sich ne­
ben der GDVP der Landbund, der 
1923 noch mit den Großdeutschen und 
erst bei der Nationalratswahl im April 
1927  eigenständig kandidierte. Im Mai 
1927 trat der Landbund in die Regie­
rung ein. CSP, GDVP und kleinere 
deutschnationale Gruppierungen bil­
deten 1927 eine Wahlpartei ("Ein­
hei tsliste") .  

Die Phase der Bürgerblockregierun­
gen dauerte zwar bis Jänner 1932 ,  aber 
die tragischen Ereignisse des Jahres 
1927 (Schattendorfer Schüsse, Justiz­
palastbrand) stellten einen weiteren 
Einschnitt in der politischen Ge­
schichte der Ersten Republik dar und 
verstärkten die Polarisierung im Par­
teienspektrum. Mit dem Heimatblock 
(Liste der Heimwehren) , der im No­
vember 1930  den Einzug in den Natio­
nalrat schaffte, und den Nationalso­
zialisten tauchten am äußersten rech­
ten Rand neue Konkurrenten auf. Bei 
dieser Nationalratswahl im Herbst 
1930 schwächte der Heimatblock die 
CSP, und die Auflösung der GDVP be­
gann; ihre vormaligen Wähler enthiel­
ten sich der Stimme oder wanderten 
bereits zu den Nationalsozialisten ab. 

Mit dem Austritt der GDVP aus der 
Regierung (Jänner 1932) begann die 
von Unruhe und Kurzfristigkeit der 
Regierungen gekennzeichnete Schluß­
phase, in welcher 1933/34 die schritt­
weise Zerstörung der parlamentari­
schen Demokratie erfolgte. 

In bezug auf die Art und Qualität 
der Organisation bestanden zwischen 
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den drei wichtigsten Parteien erhebli­
che Unterschiede. Die Sozialdemokra­
tische Arbeiterpartei repräsentierte 
den Typus der hochorganisierten, zen­
tralisierten und bürokratisierten Mit­
gliederparteL Die Zahl ihrer Mitglie­
der erreichte im Jahre 1929 mit rund 
720 .000 den Höchststand. Umgeben 
wurde die SDAP von einem dichten 
Netz von Vorfeldorganisationen, wel­
che auch dazu benützt wurden, um ­
vor allem in Wien und einigen Indu­
striezonen - einen Gegenentwurf zur 
bürgerlich dominierten und geprägten 
Gesellschaft zu schaffen. 

Die Christlichsoziale Partei hinge­
gen besaß - obwohl durchwegs Regie­
rungspartei - keine eigenständige Or­
ganisation! Als politischer Arm der 
katholischen Kirche erhielt sie die 
Möglichkeit, deren weitverzweigte 
Vereinsstruktur (einschließlich der 
Zeitungen) mitzubenutzen. Die CSP 
ist daher als indirekt organisierte 
Wählerpartei einzustufen. 

Die organisatorischen Netzwerke 
der Sozialdemokraten und des politi­
schen Katholizismus bildeten zwei ge­
sellschaftliche Subsysteme, die nicht 
überlappten und sich weitestgehend 
voneinander abschotteten. Diese bei­
den Lager besaßen jeweils eigene aus­
geprägte Weltanschauungen und ver­
traten daraus abgeleitete Totalent­
würfe der Gesellschaft. Wesentlich 
war, daß über das Wesen der Demo­
kratie Uneinigkeit herrschte. 

Die Großdeutsche Volkspartei wie­
derum war eine typische Honora­
tiorenpartei, der die Kontakte zur Ba­
sis und eine tragfähige Organisation 
fehlten. Die Vielzahl der deutschnatio­
nalen Vereine zeigte gegenüber der 
GDVP nur bedingte Loyalität. Da die 
GDVP die offizielle Politik hinsicht­
lich der Anschlußfrage mittragen 
mußte, kehrten ihr diese Vereine bald 
den Rücken zu und wandten sich den 
Nationalsozialisten oder dem Heimat­
block zu. 

Für den vierten Abschnitt ("Verbän­
de: Interessenorganisierung - Interes-

652 

21 .  Jahrgang (1 995), Heft 4 

senpolitik") verfaßte Emmerich Talos 
einen ÜberblicksartikeL Im Gegensatz 
zum Verbändesystem der Zweiten Re­
publik zeichnete sich jenes der Ersten 
Republik durch starke organisatori­
sche und ideologische Fragmentierung 
sowie durch einen geringen Zentrali­
sierungsgrad sowohl auf der Arbeit­
nehmer- als auch auf der Arbeitgeber­
seite aus. Aufgrund der organisatori­
schen Zersplitterung und der ideologi­
schen Polarisierung war der Partiku­
larismus in der Interessenpolitik aus­
geprägt. Abstimmungsprozesse auf 
seiten der Gewerkschaften und auf 
seiten der Unternehmerverbände so­
wie jene zwischen Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen waren ent­
sprechend schwierig. 

Der für die Zweite Republik wesent­
liche sozialpartnerschaftliehe Grund­
konsens zu zentralen wirtschafts- und 
sozialpolitischen Themen fehlte. Die 
grundsätzlich konträren Positionen 
bildeten eine unüberwindbare Barrie­
re für eine Weiterentwicklung von ein­
zelnen Ansätzen der Interessenakkor­
dierung und Verbändekooperation. 
Konkurrenz, Dissens und Konflikt 
charakterisierten die Verbandsbezie­
hungen. 

Es ist daher nicht verwunderlich, 
daß Lobbying die dominante Strategie 
der Vermittlung verhandlicher Inter­
essen gegenüber den Ministerien, der 
Regierung und dem Parlament bildete. 
Sowohl auf christlichsozialer als auch 
auf sozialdemokratischer Seite be­
standen jeweils dichte Beziehungs­
netzwerke zwischen den Verbänden 
und der Partei bzw. den Parteivertre­
tern in den Ministerien und der Regie­
rung. Aufgrund der christlichsozialen 
Dominanz der Regierung ab Herbst 
1920  fanden die Unternehmer weit 
günstigere Bedingungen für die 
Durchsetzung ihrer Interessen vor. 

Für die Gewerkschaften und Arbei­
terkammern stellten die Vertretung in 
staatlichen Beiräten und Kommissio­
nen, die Teilnahme an Konferenzen 
und parlamentarischen Enqueten so-
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wie die Gesetzesbegutachtung wichti­
ge Kanäle der Interessenartikulation 
und der Einflußnahme dar. 

Bemühungen zu gemeinsamen, von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
getragenen Problemlösungen gingen 
vor allem von den Regierungen aus, 
insbesondere in der Formierungsphase 
der Republik und während der Welt­
wirtschaftskrise. Eine dauerhafte Ko­
operation war jedoch infolge der 
grundsätzlich konträren Interessenpo­
sitionen ausgeschlossen. Es blieb bei 
einer Zusammenarbeit auf Abruf. 

In seinem Beitrag "Ökonomische 
Macht und Politik" beschäftigt sich 
Peter Berger mit der Einflußnahme 
von Industrie und Großbanken auf die 
Regierungspolitik Er geht dabei, 
Überlegungen von Schumpeter auf­
greifend, von der These aus, daß das 
wirtschaftliche Großbürgertum nach 
dem Zusammenbruch der Monarchie 
neuer Protektoren bedurfte, sich aus 
diesem Grunde den beiden bürgerli­
chen Großparteien zuwandte und mit 
diesen ein Bündnis gegen die "marxi­
stische Bedrohung" einging. 

Infolge der Einführung des allge­
meinen und gleichen Wahlrechts war 
der direkte politische Einfluß von In­
dustrie und Großbanken gering. Zu­
dem verhielt sich die christlichsoziale 
Parlamentsfraktion eher industrie­
und finanzfeindlich. Die Handelskam­
mern wiederum hatten auf die Interes­
sen des gewerblichen Mittelstandes 
Rücksicht zu nehmen. Daher stützten 
sich Banken und Industrie vor allem 
auf ihre Spitzenverbände mit freiwil­
liger Mitgliedschaft, den "Verband der 
Österreichischen Banken und Ban­
kiers" bzw. den "Hauptverband der 
Industrie Österreichs" .  Letztere be­
trieben intensives Lobbying bei den 
bürgerlichen Parteien, leitenden Be­
amten und Regierungsmitgliedern. 
Außerdem flossen von den beiden ge­
nannten Verbänden finanzielle Mittel 
in erheblichem Umfang an die CSP 
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und die GDVP, später aber auch an die 
Heim wehren. Die Bankiers verstanden 
es weiters, Gratifikationen an Perso­
nen in Schlüsselpositionen zu vertei­
len. 

In den beiden großen bürgerlichen 
Parteien fanden Industrie und Groß­
banken somit jene politischen Protek­
toren, welche bis Anfang der dreißiger 
Jahre für die liberal-kapitalistische 
Wirtschaftsordnung eintraten. Die 
personellen Verflechtungen zwischen 
den Wiener Großbanken und Regie­
rungskreisen waren sehr eng: Die be­
deutenden Bankhäuser besetzten 
ihren Verwaltungsrat bzw. Direktor­
posten mit Persönlichkeiten aus der 
Politik und brachten eigene Leute auf 
strategische Posten im politischen Be­
reich. "Österreichs Politiker der Zwi­
schenkriegszeit überließen national­
ökonomische Fragen nur allzu gern 
dem Kreis der Bankleute. " (S. 406) 

Der fünfte Abschnitt befaßt sich mit 
der politischen Kultur der Ersten Re­
publik, und der sechste behandelt ein­
zelne Politikfelder: Wirtschafts-, Sozi­
al-, Sicherheits-, Kultur- und Außen­
politik. Hervorzuheben sind hier die 
beiden wirtschaftspolitischen Beiträge 
von Fritz Weber und Hans Kernbauer, 
die einen Überblick über die staatliche 
Wirtschaftspolitik bzw. über die Zu­
sammenhänge zwischen Währungs-, 
Bank- und Budgetpolitik bieten. 

Jedem Leser, der einen Einstieg zum 
Thema Erste Republik sucht, kann der 
vorliegende Sammelband nur wärm­
stens empfohlen werden. Und für Hi­
storiker und andere, die ein tieferge­
hendes Interesse an einem speziellen 
Gebiet haben, werden die Beiträge 
dieses Handbuches noch lange Zeit 
den besten Ausgangspunkt bilden. Das 
ausführliche Personen- und Stich­
wortverzeichnis erleichtert überdies 
seine Verwendung als Nachschlage­
werk. 

Michael Mesch 
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